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Untere Denkmalschutzbehörde (6304) 
 

19. April 2017 
Telefon:  0611 / 31-6494 
Telefax:  0611 / 31-6923 
E-Mail: denkmalschutz@wiesbaden.de  
 

61 
 
 
 
 
Aufstellung des Sachlichen Teilplans Erneuerbare Energien des Regionalplans 
Südhessen / Regionalen Flächennutzungsplans 2010; 
Erneute Beteiligung der in ihren Belangen berührten öffentlichen Stelle nach § 6 Abs. 4 
Hessisches Landesplanungsgesetz (HLPG) in Verbindung mit § 10 Raumordnungsgesetz 
(ROG); Öffentlichen Auslegung nach § 3 Abs. 2 Baugesetzbuch (BauGB), Beteiligung der 
Behörden und Kommunen nach § 4 Asb. 2 BauGB un der Nachbarkommunen nach § 2 
Abs. 2 BauGB in Verbindung mit dem Gesetz über die Metropolregion FrankfurtRheinMain 
für das Gebiet des Regionalverbades FrankfurtRheinMain 
 
Ihr Schreiben vom 30.03.2017, bei uns eingegangen am 03.04.2017 
Unser Aktenzeichen: 631978/17 
 
 
Zu dem vorgelegten Entwurf nehmen wir aus denkmalschutzrechtlicher und denkmalfach-
licher Sicht wie folgt Stellung: 
 
Hinsichtlich der grundsätzlichen denkmalfachlichen Beurteilung des Vorhabens, auf dem 
Taunuskamm nördlich der Landeshauptstadt Wiesbaden Windenergieanlagen zu 
errichten, verweisen wir auf die Stellungnahmen des Landesamtes für Denkmalpflege 
Hessen vom 06.05.2014 zum Entwurf für den TPEE (siehe Anlage 1) und weiter auf die 
Stellungnahme des Landesamtes vom 14.12.2016 zum Antrag des ESWE Taunuswind 
GmbH auf Erteilung der Genehmigung eines Windparks im Bereich Hohe Wurzel (siehe 
Anlage 2) sowie auf den Ablehnungsbescheid des Regierungspräsidiums Darmstadt vom 
30.12.2016, Az. IV/Wi 43.2 GB WP Hohe Wurzel, zum selben Vorhaben. 
 
Die jetzt vorgelegte Entwurfsfassung für den Sachlichen Teilplan Erneuerbare Energien 
(TPEE) hat in wesentlichen Teilen die bereits zur Erstfassung vorgetragenen 
entgegenstehenden Belange des Denkmalschutzes nicht berücksichtigt.  
 
Die „Ermittlung der Erheblichkeit der Beeinträchtigung“ (Textteil S. 66) kommt zu 
Bewertungen, die aus denkmalfachlicher Sicht nicht nachvollziehbar und in Teilen 
beispielsweise bereits durch Entscheidungen des RP Darmstadt selbst anders gesehen 
wurden (vgl. den Ablehnungsbescheid zum beantragten Windpark Hohe Wurzel). Es 
entzieht sich auch der Nachvollziehbarkeit, was der Maßstab für eine „erhebliche 
Beeinträchtigung“ ist. Die dazu auf S. 60 f. dargestellten Kriterien verkennen die 
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Raumwirksamkeit von WEA, die zudem nicht als statische Bauwerke sondern als bewegte 
Strukturen zwangsläufig den Blick des Betrachters auf sich ziehen.  
 
Schließlich kann nicht allgemein davon ausgegangen werden, dass allein ein Standort 
„neben“ einem Denkmal bedeutet, dass sich dies nict „erheblich“ auf dessen 
Umgebungsschutzbedürfnis auswirkt. Bei den WEA handelt es sich um rotierende und 
blinkende Großanlagen, denen durchaus ein erhebliches Ablenkungspotenzial zukommt. 
Naturgemäß werden sie sich daher beeinträchtigend auf das geschützte Erscheinungsbild 
oder auf schützenswerte Ausblicke aus einem Kulturdenkmal auswirken, wenn sie in 
dessen Umgebung aufgestellt werden. 
 
Im Übrigen verweisen wir hier auf die uns noch nicht vorliegende Stellungnahme der 
Denkmalfachbehörde (LfDH) zum aktuell vorliegenden Entwurf für den TPEE. Die Aspekte 
der „Stadtansicht“ (mit dem Taunus als Hintergrund) sowie Belange des 
Umgebungsschutzes bei der Sicht auf Kulturdenkmäler bzw. in einigen Fällen auch aus 
diesen heraus (Aussichtstüme) in die umgebenden Landschaft findet bei der Bewertung 
offensichtlich keinen Niederschlag. Das geplante Vorranggebiet 2-384a wird in der 
Bewertung im Hinblick auf seine Auswirkungen auf das Kulturdenkmal Kellerskopfturm gar 
nicht bewertet. Aufgrund der Nähe zum Turm, zugleich eine bedeutende und weit in die 
Umgebung hinein wirkende Landmarke, ist jedoch von einer erheblichen und aus Sicht 
des Denkmalschutzes nicht akzeptablen Beeinträchtigung auszugehen. 
 
Gerade aus Sicht des städtebaulichen Denkmalschutzes ist festzustellen, dass die bislang 
durch Bebauung und insbesondere durch Industrieanlagen (wie etwa Anlagen zur 
Windenergienutzung/WEA) bislang nicht gestörte Taunuslandschaft nördlich von 
Wiesbaden ein wesentlicher Bestandteil der denkmalpflegerisch besonders bedeutenden 
historischen Stadtanlage der ehemaligen Kurstadt Wiesbaden mit der sie umgebenden 
historischen Kur-Landschaft darstellt. An deren weiterhin ungestörter Erhaltung besteht 
daher ein besonderes denkmalschützerisches Interesse. 
 
Zur denkmalschutzrechtlichen Einordnung ist in diesem Zusammenhang auf die Belange 
des denkmalrechtlichen Umgebungsschutzes nach § 18 Abs. 2 HDSchG für die in den 
oben genannten Fachstellungnahmen im Einzelnen angesprochenen Einzel-
Kulturdenkmäler gemäß § 2 Abs. 1 HDSchG sowie für die als großflächigen 
Kulturdenkmälern geschützten Gesamtanlagen gemäß § 2 Abs. 3 HDSchG hinzuweisen. 
Denn: „Eine Beeinträchtigung öffentlicher Belange liegt insbesondere vor, wenn das Vor-
haben […] Belange des […] Denkmalschutzes oder die natürliche Eigenart der Landschaft 
und ihren Erholungswert beeinträchtigt oder das Orts- und Landschaftsbild verunstaltet“ (§ 
35 Abs. 3 Satz 1 Nr. 5 BauGB).  
 
Liegt eine Beeinträchtigung öffentlicher Belange (hier der Belang des Denkmalschutzes) 
vor und sind diese schwerer zu gewichten als sonstige Interessen an der Umsetzung des 
Vorhabens, ist das Vorhaben im Außenbereich nicht zulässig. Dies trifft nach Auffassung 
der Fachabteilung Denkmalschutz und Denkmalpflege für den gesamten Taunuskamm 
nördlich von Wiesbaden zu. Damit aber stehen bereits jetzt mit Blick auf mögliche Ge-
nehmigungsverfahren für WEA auf dem Taunus öffentliche Belange des Denkmalschut-
zes solchen Vorhaben entgegen. Die Ablehnung eines Windparks im Bereich der Hohen 
Wurzel (vorgesehen als Vorranggebiet Nr. 2-433) durch das Regierungspräsidium Darm-
stadt belegt dies (Gegen die Ablehnung hat die Antragstellerin Klage eingereicht. Das 
Verfahren ist noch nicht abgeschlossen.). 
 
Veränderungen an dem kulturlandschaftlichen Kontext können sich daher unmittelbar auf 
Belange des Denkmalschutzes auswirken. Solche Veränderungen (Vorhaben) sind daher 
daraufhin zu prüfen, ob ihnen ggf. Belange des (städtebaulichen) Denkmalschutzes ent-
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gegenstehen. Durch die geplante Ausweisung von Vorranggebieten für WEA sind in er-
heblichem Umfang Belange des Denkmalschutzes betroffen. Denn bis heute ist das 
Stadtbild weitgehend durch seine historische Bebauung und seine historischen Grünstruk-
turen geprägt.  
 
Die historische Nutzung der Landschaft, in die die ehemalige Weltkurstadt Wiesbaden 
eingebettet ist, ist eine spezielle Ausprägung historischer Kulturlandschaften, hier nämlich 
eine „Kur-Landschaft“. Die Taunuslandschaft nördlich der heute nahezu vollständig unter 
Denkmalschutz stehenden Gemarkung Wiesbaden in den Abgrenzungen der Zeit um 
1910 mit den sie umgebenden Villengebieten ist Spiegel ihrer historischen Nutzung und 
zugleich bedeutungsgebender Rahmen für zahlreiche, auch großflächig ausgewiesene 
Kulturdenkmäler nach dem Hessischen Denkmalschutzgesetz ist (Vergleiche hierzu die 
Kartierung nach Spielmann/Krake und die Denkmälerkartierungen in den Denkmaltopo-
graphien Wiesbaden I und II sowie die Kartierungen zur Arbeitsliste für die Denkmaltopo-
graphie Wiesbaden III des heute in Form von Gesamtanlagen nach § 2 Abs. 3 HDSchG 
denkmalgeschützten und zusätzlich mit zahlreichen Einzelkulturdenkmälern durchsetzten 
Stadtgebiets). 
 
Die baulich bislang nicht durch industrielle Anlagen beeinträchtigte und überformte 
Taunuslandschaft bildet den wesentlichen landschaftlichen Rahmen des als Einzelkultur-
denkmal geschützten Kaiser-Wilhelm-Turmes auf dem Schläferskopf, des Einzelkultur-
denkmals Jagdschloss Fasanerie und des schützenswerten, historisch geprägten Stadt-
bildes der Wiesbadener Innenstadt. Die Innenstadt mit ihren zahlreichen Gesamtanlagen 
und Einzelkulturdenkmälern und die sie umgebende historische Kur-Landschaft, die 
durchzogen ist von einem Netz ebenfalls denkmalgeschützter Objekte bilden zusammen 
eine im fachwissenschaftlichen Sinn als „Denkmallandschaft Wiesbaden“ zu bezeichnen-
de Einheit, deren überkommenes historisches Erscheinungsbild es aus Sicht des (städte-
baulichen) Denkmalschutzes zu erhalten gilt. Hierzu gehört auch das Erhalten des Taunus 
als grüner landschaftlicher Hintergrund für das Stadtbild. Mit der Russischen Kirche und 
dem ehemaligen herzoglichen Jagdschloss auf der Platte sowie den beiden von Bürgern 
initiierten und finanzierten Aussichtstürmen auf dem Schläferskopf im Westen und auf 
dem Kellerskopf im Osten markieren bis heute historisch bedeutsame Kulturdenkmäler die 
Eckpunkte der ehemaligen Kur-Landschaft. 
 
Die Einbettung der Kurstadt in eine ästhetisch ansprechend gestaltete, „pittoreske“ Land-
schaft ermöglicht nach wie vor dem sachverständigen wie dem ästhetisch und den denk-
malpflegerischen Belangen gegenüber aufgeschlossenen Betrachter, die besonderen 
Qualitäten der historischen Kurstadt zu erkennen und nachzuvollziehen. Es macht ihm 
möglich, anhand der strukturellen Merkmale des Stadtbildes in seiner landschaftlichen 
Einbettung den besonderen Denkmalwert der historischen Innenstadt von Wiesbaden mit 
ihren zahlreichen Einzelkulturdenkmälern und Gesamtanlagen nachzuvollziehen. 
 
Aus Sicht des städtebaulichen Denkmalschutzes würden Windparks auf dem Taunus im 
Bereich zwischen Hoher Wurzel und Kellerskopf folglich eine erhebliche und nicht nur 
vorübergehende Beeinträchtigung des bislang ungestörten Landschaftsbildes des Taunus 
darstellen, die auch eine erhebliche und nachhaltige Beeinträchtigung des umfangreichen 
Denkmalbestandes von Wiesbaden bewirken würden. 
 
Die besonderen räumlichen Verhältnisse der Stadt Wiesbaden lassen aus Sicht des 
Denkmalschutzes das Ausweisen von Vorranggebieten für WEA auf dem Taunus nördlich 
der Stadt Wiesbaden nicht zu. Der außerordentlich umfangreiche Denkmälerbestand der 
Stadt ist ortsgebunden und bezieht seinen Denkmalwert auch aus der bislang nicht über-
formten Taunuslandschaft. Standort-Alternativen für WEA sind daher aus Sicht des 
Denkmalschutzes außerhalb des Stadtgebietes zu suchen. Die Bedeutung des Denkmal-
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Stellungnahme zum 2. Entwurf des Sachlichen Teilplans Erneuerbare Energien, Regi-
onalplan Südhessen (TPEE) 

Der Sachliche Teilplan Erneuerbare Energien der Planungsregion Südhessen legt Vorrang-
gebiete für Windenergienutzung fest und formuliert Grundsätze zu den erneuerbaren 
Energien Solarenergie, Bioenergie, Geothermie und Wasserkraft.

 
Windenergie

Nach § 8 Abs. 7 Satz 1 ROG können im Regionalplan Vorranggebiete festgelegt werden, die 
zugleich die Wirkung von Eignungsgebieten (§ 8 Abs. 7 Satz 3 ROG) für raumbedeutsame 
Maßnahmen und Nutzungen haben, die bauplanungsrechtlich nach § 35 Abs. 3 Satz 3 
BauGB zu beurteilen sind. Diese Maßnahmen oder Nutzungen sind damit an anderer Stelle 
im Planungsraum ausgeschlossen. Hiervon wird im Sachlichen Teilplan Erneuerbare Ener-
gien nur für die Windenergie Gebrauch gemacht. Derartige Festlegungen haben die  rechtli-
che Außenwirkung gegenüber Bauantragstellern, dass Vorhaben außerhalb dieser Gebiete 
in der Regel unzulässig sind.  
Die Wirkung der Gebietsfestlegung besteht darin, dass  
� raumbedeutsamen Nutzungen, die städtebaulich nach § 35 BauGB zu beurteilen sind (hier 
also die Nutzung der Windenergie), anderen raumbedeutsamen Belangen in der Regel nicht 
entgegenstehen und  

� diese Nutzungen an anderer Stelle im Planungsraum ausgeschlossen sind.  
 
Raumbedeutsame Vorhaben sind nach § 3 Abs. 1 Nr. 6 ROG solche, durch die Raum in An-
spruch genommen oder die räumliche Entwicklung und Funktion eines Gebiets beeinflusst 
wird. Die Planungsträger gehen davon aus, dass die der Planung zugrunde gelegten Wind-
energieanlagen mit einer Gesamthöhe von derzeit ca. 200 m über Grund (Nabenhöhe ca. 
140 m) aufgrund ihrer raumbeeinflussenden Wirkung raumbedeutsam sind. Der Planungs-
träger geht weiter davon aus, dass Abweichungen von den Vorranggebieten in der Regel die 
Grundlagen der Planung betreffen.  
 
Im Entwurf des TPEE sind die raumordnerischen Ziele der Vorranggebiete zur Nutzung der 
Windenergie wie folgt definiert: 

…„Z3.1-1 In den in der Karte rot festgelegten Vorranggebieten zur Nutzung der Windenergie 
hat die Nutzung der Windenergie Vorrang vor entgegenstehenden Nutzungen. Außerhalb 
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der Vorranggebiete – mit Ausnahme der entsprechend Z3.1-2 festgelegten Vorranggebiete – 
ist die Errichtung raumbedeutsamer Windenergieanlagen in der Regel ausgeschlossen…  
 
Z3.1-2 In den in der Karte blau festgelegten Vorranggebieten zur Nutzung der Windenergie 
im Sinne des § 8 Abs. 7 Satz 1 ROG hat die Nutzung der Windenergie Vorrang vor entge-
genstehenden Nutzungen. Sie sind keine Eignungsgebiete oder Konzentrationszonen mit 
Ausschlusswirkung. „… 

 
Das einzige auf Wiesbadener Stadtgebiet ausgewiesene Vorranggebiet (Flächensteckbrief, 
Teilfläche des Vorranggebietes Nr. 2- 433) umfasst eine Fläche von ca. 111 ha auf Wiesba-
dener Stadtgebiet, die Gesamtfläche dieses Vorranggebietes (Wiesbaden und Taunusstein) 
beträgt 391,9 ha. Gegenüber der Entwurfsfassung 2013 (394,5 ha) wurde es geringfügig 
reduziert. Eine Teilfläche von ca. 53 ha liegt im Anlagenschutzbereich von Flugsicherungs-
anlagen. Belange des Luftverkehrs sind demnach im Genehmigungsverfahren abschließend 
zu klären. 
 

 
 
Innerhalb einer weiteren Fläche (149 ha), direkt südwestlich  angrenzend, wurden im Rah-
men eines Zielabweichungsverfahrens Standorte für 4 Windkraftanlagen zugelassen. Der 
Bescheid des RP Darmstadt (Az. III 31.1 - 93d 02/07 (1/14 vom 4.11.2014),  der die Abwei-
chung  von dem Ziel „Vorranggebiet für Natur und Landschaft“ des Regionalplans Südhes-
sen 2010 zulässt, formuliert hierzu u.a.: 

- Mit einer Zielabweichungszulassung stehen dem Vorhaben regionalplanerische Be-
lange vorerst nicht mehr entgegen. Sollte das Genehmigungsverfahren von Wind-
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energieanlagen innerhalb der Zielabweichungsfläche (4 der Standorte im Gebiet der 
LHW) erst dann durchgeführt werden, wenn der Entwurf zum Teilplan Erneuerbare 
Energien des Regionalplans Südhessen 2010 sich soweit verfestigt hat, dass er zu 
einer verbindlichen Vorgabe erstarkt ist oder bereits in Kraft getreten ist und er an 
dieser Stelle Windenergie ausschließt, stünde der Regionalplan dem Vorhaben ent-
gegen.  
 

- Im immissionsschutzrechtlichen Verfahren sind  die öffentlichen Belange, die nicht als 
Ziel der Raumordnung festgelegt sind (z.B. Denkmalschutz, Grundwasserschutz, Be-
lange der Flugsicherung) zu prüfen.  

 
Die Gesamtfläche des Vorranggebietes würde bei Berücksichtigung dieses Antrages ca. 
540,9 ha betragen.   
Diese und das  im Entwurf zum TPEE ausgewiesene Vorranggebiet zur Nutzung der  Wind-
energie  liegen fast vollständig  innerhalb der Trinkwasserschutzzone III eines Wasser-
schutzgebietes zugunsten der Hessenwasser GmbH&Co KG. Die  wasserrechtlichen Anfor-
derungen waren wesentlicher Grund für die Ablehnung gem. Bescheid des RP Darmstadt 
vom 30.12.2016 von 9 der 10 beantragten Windenergieanlagen (WEA), davon 6 Anlagen auf 
Wiesbadener Gebiet und 4 auf Taunussteiner Gebiet. Die 10. WEA wurde  aus artenschutz-
rechtlichen Gründen (Wanderfalke) abgelehnt. Gegen den Ablehnungsbescheid hat die ES-
WE Taunuswind GmbH Klage vor dem Verwaltungsgericht erhoben, so dass die Ablehnung 
nicht rechtskräftig ist. Gleichwohl kann deshalb in Zweifel gezogen werden, ob die Festle-
gung als Vorranggebiet mit Ausschlusswirkung im TPEE hinreichend substantiiert ist.  
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Weitere Vorranggebiete wurden außerhalb, jedoch in räumlicher Nähe bzw. direkt an die 
Gemarkungsgrenze der Landeshauptstadt Wiesbaden angrenzend ausgewiesen. Da diese 
ebenfalls im Taunus bzw. Hochtaunus gelegen sind, sind sie vergleichbar in ihren Auswir-
kungen auf Wiesbaden und ebenfalls in den Stellungnahmen zu berücksichtigen. 
 
Es handelt sich um die folgenden Flächen: Flächensteckbriefe 2-377, 2-384, 2-385 und 2-
343  
 
Gebiet-Nr. 2-343 (Walluf) Gesamtfläche: 51,9 ha (Vorranggebiet mit Ausschlusswirkung) 
Vortaunus, wurde von 17,8ha (2013) auf ca. 52 ha wg. einer artenschutzrechtlichen Neube-
wertung  vergrößert. 
 
Gebiet Nr. 2-377 (Taunusstein): Gesamtfläche 82,10 ha (Vorranggebiet ohne  Ausschluss-
wirkung) 
Trinkwasserschutzzone III 

Gebiet Nr. 2-384 (Taunusstein): Gesamtfläche 119,10 ha (Vorranggebiet ohne  Ausschluss-
wirkung) 
Trinkwasserschutzzone III 

Gebiet Nr. 2-384 a (Niedernhausen): Gesamtfläche 50,7 ha (Vorranggebiet ohne  Aus-
schlusswirkung) 
Trinkwasserschutzzone III 

Gebiet-Nr. 2-385 (Taunusstein): Gesamtfläche 17,1ha (Vorranggebiet ohne  Ausschlusswir-
kung) 
reduziert von 26,30 ha (2013) 

 
Der hier relevante 2. Entwurf des TPEE setzt sich im Gegensatz zum 1. Entwurf 2014 deut-
lich intensiver mit dem Landschaftsbild und den Sichtbeziehungen insbesondere im Hinblick 
auf den Denkmalschutz  auseinander. Es wurde untersucht, ob durch die geplanten Vor-
ranggebiete zur Nutzung der Windenergie besonders schützenswerte Sichtbeziehungen er-
heblich betroffen sind. Einer genaueren Prüfung wurden dann diejenigen landschaftsbildprä-
genden Elemente unterzogen, die sich in 4 km Entfernung von ermittelten Potenzialflächen 
zur Nutzung der Windenergie befanden. Innerhalb dieses Abstands wird davon ausgegan-
gen, dass die Windenergieanlagen das Blickfeld des Betrachters dominieren (s.a. Regional-
plan Südhessen / Regionaler Flächennutzungsplan – Sachlicher Teilplan Erneuerbare Ener-
gien Text – Entwurf 2016 S. 52 ff).  
Dennoch ist insgesamt festzustellen, dass die Sichtbarkeit von Windkraftanlagen auf dem 
Taunuskamm  eine deutliche nachteilige Veränderung der historischen Kulturlandschaft mit 
sich bringen würde. Die baulich bislang weder beeinträchtigte noch überformte Taunusland-
schaft bildet den wesentlichen landschaftlichen Rahmen der Stadtansicht. 
 
Neben der Errichtung der Windkraftanlagen ist auch eine Flächeninanspruchnahme für die 
Anlage von ergänzender Infrastruktur erforderlich, beispielsweise für Baustraßen, Stromtras-
sen, Parkplätzen, Wendemöglichkeiten, dauerhafte Erschließungswege für Transport, War-
tung, Reparatur oder Umbau. Diese ergänzenden Infrastrukturen können aufgrund der topo-
graphischen Situation und in Abhängigkeit von der Entfernung von bestehenden Straßen 
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